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A. Bekanntmachungen der Städte, Samtgemeinden und Gemeinden 
 
 

Inkrafttreten 
des Bebauungsplanes Nr. 76 

„Gewerbe- und Mischgebiet Verdener Straße“, Stadt Visselhövede 
 
 
Aufgrund des § 1 Abs. 3 und der §§ 10 und 13 a des Baugesetzbuches (BauGB) sowie der §§ 10 und 58 des Nieder-
sächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Stadt Visselhövede am 17.03.2016 den 
Bebauungsplan Nr. 76 „Gewerbe- und Mischgebiet Verdener Straße“ beschlossen. Der Flächennutzungsplan wird gem. 
§ 13 a Abs. 2 BauGB angepasst und stellt in einem Teilbereich jetzt „gemischte Bauflächen“ und „Eingrünung zur freien 
Landschaft“ dar. 
 
Der Geltungsbereich des o. a. Bauleitplanes ist aus nachstehender Übersichtskarte zu ersehen. 
 

A m t s b l a t t  
für den 

Landkreis Rotenburg (Wümme) 
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Der oben genannte Bebauungsplan mit Begründung kann bei der Stadt Visselhövede, Bau- und Umweltamt, Markt-
platz 2, 27374 Visselhövede, während der Dienststunden eingehen werden. 
 
Mit der Bekanntmachung in dieser Ausfertigung des Amtsblattes für den Landkreis Rotenburg wird der o. a. Bebau-
ungsplan nun rechtsverbindlich. 
 
Hinsichtlich der Rügefristen gilt Folgendes: 

Unbeachtlich werden gem. § 215 (1) BauGB 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 
Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes schriftlich gegenüber der Stadt 
Visselhövede, Marktplatz 2, 27374 Visselhövede, unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts gel-
tend gemacht worden sind. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Absatz 4 BauGB über die Entschädigung von durch den 
Bebauungsplan eintretenden Vermögensnachteilen sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender Ent-
schädigungsansprüche wird hingewiesen. 
 

Visselhövede, 27.05.2016 
 
Der Bürgermeister 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.06.2016 Nr. 11 
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Satzung 

zur 13. Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren 
für die Benutzung der kommunalen Friedhöfe in der Samtgemeinde Tarmstedt 

 
 
Aufgrund des § 10 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes vom 17.12.2010 in der z. Zt. geltenden Fas-
sung und des § 5 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetztes in der Fassung vom 23.01.2007 hat der Rat der 
Samtgemeinde Tarmstedt in seiner Sitzung am 10.05.2016 folgende Satzung zur 13. Änderung der Satzung über die 
Erhebung von Gebühren für die Benutzung der Kommunalen Friedhöfe in der Samtgemeinde Tarmstedt beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
 
Die Anlage 1 zur Gebührensatzung (Gebührentarif) erhält folgende Fassung: 
 

Stand 05/16 

Fried- 
höfe 

in den 
Gemein- 

den 
bzw. 

Gemein- 
deteilen 

Für die Einräumung des Nutzungsrechtes werden erhoben 
Benutzung 

der 
Leichen- 
kammer 
je ange- 
fangener 

Tag 
 
 
 

EUR 

Benutzung 
der 

Fried- 
hofs- 

kapelle 
 
 
 
 
 

EUR 

Reinigung 
der 

Fried- 
hofs- 

kapelle 
 
 
 
 
 

EUR 

Nachlass 
für 

Eigen- 
leistung 

bei Bau der 
Kapelle bei 
Kapellen- 
benutzung 

 
 

EUR 

Unterhaltungsgebühren 
für Grabstellen 

jährlich 
 
 
 
 
 
 
 

EUR 

je 
Grab- 
stelle 

 
 
 
 
 

EUR 

Reihen- 
grab 

 
 
 
 
 
 

EUR 

Urnen- 
grab 

 
 
 
 
 
 

EUR 

Kinder- 
reihen- 
grab 

 
 
 
 
 

EUR 

halb- 
anonym

e 
Urnen- 

bei- 
setzun- 

gen 
 
 

EUR 

anonym
e 

Urnen- 
bestat- 
tungen 

 
 
 
 

EUR 

anonym
e 

Erd- 
bestat- 

tung 
 
 
 
 

EUR 

anonym
e 

oder 
halb- 

anonym
e 

Rasen- 
bestat- 
tungen 

 
EUR 

Breddorf 80,00 120,00 300,00 120,00 750,00 600,00 - 950,00 31,00 72,00 - 36,00 
je 6,00 

je Urnengrab 12,00 

Bülstedt 80,00 90,00 700,00 90,00 600,00 500,00 - - 5,00 82,00 - 36,00 

 13,50 Reihengrab 
 19,50 2 Grabstellen 
 36,00 4  -  6 Grabstellen 
 47,00 8 - 12 Grabstellen 

Hepstedt 125,00 125,00  125,00 

1.150,00 
(inkl. 

700 €  für 
Kopfplatte 
einschl. 
Beschrif- 

tung) 

450,00 725,00 

725,00 
(zzgl. 700 € 

für 
Kopfplatte 
einschl. 
Beschrif- 

tung) 

- 150,00 - - 

 je   8,50 1  -  3 Grabstellen 
 je   8,00 4 Grabstellen 
 je   5,50 5  -  8 Grabstellen 
 je   5,50 9 - 10 Grabstellen 

Kirchtimke 120,00 120,00 600,00 120,00 600,00 360,00 900,00 900,00 18,00 108,00 - - 
 12,00 Reihengrab 
 je 10,00 2 -  4 Grabstellen 
 je   9,00 5 -  8 Grabstellen

Tarmstedt 110,00 110,00 700,00 80,00 650,00 330,00 - 920,00 

17,00 bis 
96 Std., je 
weiterer 
Tag 12,00 

100,00 - - 
 17,00 Reihengrab 
 34,00 2 -  4 Grabstellen 
 50,00 5 -  8 Grabstellen 

Vorwerk 80,00 80,00  80,00 500,00 500,00 - - - - - - 

 11,00 Reihengrab 
 18,00 2 Grabstellen 
 23,00 4 Grabstellen 
 28,00 8 Grabstellen 

Westertimke 150,00 150,00  150,00  280,00 500,00  - 80,00 30,00 40,00 je 10,00 

 
Die Samtgemeinde behält sich vor, in begründeten Einzelfällen zusätzlich zum einmaligen Nutzungsentgelt die Unter-
haltungsgebühren für die gesamte Dauer der Ruhefrist (§ 11 der Friedhofssatzung) im Voraus zu erheben. 
 
 

§ 2 
 
Diese Satzung tritt zum 01. Juli 2016 in Kraft. 
 
 
Tarmstedt, den 31.05.2016 
 
Samtgemeinde Tarmstedt 
Der Samtgemeindebürgermeister (L. S.) 
Holle 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.06.2016 Nr. 11 
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1. Nachtragshaushaltsatzung 
der Gemeinde Deinstedt für das Haushaltsjahr 2016 

 
 
Aufgrund des § 115 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der Gemeinde Deinstedt in der 
Sitzung am 03.05.2016 folgende Nachtragshaushaltssatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden 
 

 
 die bisherigen 

festgesetzten 
Gesamtbeträge 

von 

erhöht um vermindert um 

und damit der 
Gesamtbetrag des 

Haushaltsplans 
einschließlich der 

Nachträge 
festgesetzt auf 

- Euro - 

1 2 3 4 5 

Ergebnishaushalt     

ordentliche Erträge  548.900  0  59.000  489.900 

ordentliche Aufwendungen  575.200  1.300  10.300  566.200 

außerordentliche Erträge  0  0   0  0 

außerordentliche Aufwendungen  0  0   0  0 

Finanzhaushalt     

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  520.200  0  59.000  461.200 

Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  508.400  1.300  10.300  499.400 

Einzahlungen für Investitionstätigkeit  242.500  0  0  242.500 

Auszahlungen für Investitionstätigkeit  470.300  90.000  0  560.300 

Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit  0  150.000  0  150.000 

Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit  11.600  600  0  12.200 

Nachrichtlich:     

Gesamtbetrag der Einzahlungen des 
Finanzhaushalts 

 762.700   150.000  59.000   853.700  

Gesamtbetrag der Auszahlungen des 
Finanzhaushalts 

 990.300   91.900  10.300   1.071.900  

 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kre-
ditermächtigung) wird gegenüber der bisherigen Festsetzung in Höhe von 0 € um 150.000 € erhöht und damit auf 
150.000 € neu festgesetzt. Davon entfallen 90.000 € auf die Vorfinanzierung für den Grunderwerb von Bauland. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 
 

§ 4 
 
Der bisherige Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite beansprucht werden dürfen, wird nicht verändert. 
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§ 5 

 
Die Steuersätze (Hebesätze) werden nicht geändert. 
 
 
Deinstedt, 26. Mai 2016 
 
Schröder 
Bürgermeister 
 
 
Die vorstehende 1. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2016 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die nach § 120 Abs. 2 NKomVG erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Rotenburg (Wümme) am 
06.06.2016 unter dem Aktenzeichen 20/3: 2-1/092 erteilt worden. 
Der 1. Nachtragshaushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 NKomVG im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an 
sieben Werktagen (nur montags bis freitags) während der Dienststunden bei der Gemeinde Deinstedt, Rohr 7, 27446 
Deinstedt, öffentlich aus. 
 
 
Deinstedt, 15. Juni 2016 
 
Gemeinde Deinstedt 
Der Bürgermeister 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.06.2016 Nr. 11 
 
 

Haushaltssatzung 

der Gemeinde Hamersen für das Haushaltsjahr 2016 
 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der Gemeinde Hamersen in der 
Sitzung am 19.04.2016 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf  429.300 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 435.000 Euro 

 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 22.000 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendung auf  22.000 Euro 
 
2. im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 411.300 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 385.400 Euro 
 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit auf 197.000 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit auf 1.087.000 Euro 
 
2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit auf 700.000 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit auf 0 Euro 
 
festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 

- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 1.308.300 Euro 

- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 1.472.400 Euro 
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§ 2 

 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kre-
ditermächtigung) wird auf 700.000 Euro festgesetzt. 
 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2016 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 68.000 Euro festgesetzt. 
 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2016 wie folgt festgesetzt: 

1. Grundsteuer 

1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 400 v. H. 

1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) 400 v. H. 

2. Gewerbesteuer 360 v. H. 
 
 
Hamersen, 19. April 2016 
 
Kaiser (L. S.) 
Bürgermeister 
 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2016 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die nach § 120 Abs. 2 NKomVG erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Rotenburg (Wümme) am 
30. Mai 2016 unter dem Aktenzeichen 20/3: 2-1/102 erteilt worden. 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 NKomVG im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben 
Werktagen (nur montags bis freitags) während der Dienststunden im Gemeindebüro in Hamersen öffentlich aus. 
 
 
Hamersen, den 15. Juni 2016 
 
Gemeinde Hamersen 
Der Bürgermeister 

- Amtsblatt Landkreis Rotenburg (Wümme) vom 15.06.2016 Nr. 11 
 
 

Hundesteuersatzung 
der Gemeinde Kirchtimke 

 
 
Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) und der §§ 1, 2 
und 3 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) vom 23.01.2007, (Nds. GVBl. S. 41), hat der Rat der 
Gemeinde Kirchtimke in seiner Sitzung am 31.05.2016 folgende Hundesteuersatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Steuergegenstand 

 
Gegenstand der Steuer ist das Halten von Hunden im Gemeindegebiet, die älter als drei Monate sind. Kann das Alter 
eines Hundes nicht nachgewiesen werden, so wird davon ausgegangen, dass der Hund älter als drei Monate ist. 
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§ 2 

Steuerpflicht, Haftung 
 
(1)  Steuerpflichtig ist, wer einen oder mehrere Hund in seinem Haushalt, seinem Betrieb, seiner Institution oder Organi-

sation für Zwecke der persönlichen Lebensführung aufgenommen hat (Hundehalter). Alle in einem Haushalt gehal-
tenen Hunde gelten als von den Haltern gemeinschaftlich gehalten. Als Halterin/Halter eines Hundes gilt auch, wer 
einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder auf Probe oder zum Anlernen hält, wenn sie/er nicht 
nachweisen kann, dass der Hund in der Bundesrepublik Deutschland bereits versteuert oder steuerfrei gehalten wird. 
Die Steuerpflicht tritt in jedem Fall ein, wenn die Pflege, Verwahrung oder die Haltung auf Probe oder das Anlernen 
den Zeitraum von drei Monaten überschreitet. 

 
(2) Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen oder mehrere Hunde, so sind sie Gesamtschuldner. 
 
 

§ 3 
Steuersätze 

 
(1) Die Steuer beträgt jährlich 

 a) für den ersten Hund 36,00 EUR 
 b) für den zweiten Hund 65,00 EUR 
 c) für jeden weiteren Hund 87,00 EUR 
 
(2) Die Steuer beträgt für gefährliche Hunde jährlich 

 d) für den ersten Hund 288,00 EUR 
 e) für den zweiten Hund 518,00 EUR 
 f) für jeden weiteren Hund 691,00 EUR 

Gefährliche Hunde sind solche Hunde, bei denen nach ihrer besonderen Veranlagung, Erziehung und/oder 
Charaktereigenschaft die erhöhte Gefahr einer Verletzung von Personen besteht oder von denen eine Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit ausgehen kann. Gefährliche Hunde in diesem Sinne sind insbesondere auch diejenigen Hunde, 
die bereits in der Öffentlichkeit durch eine gesteigerte Aggressivität aufgefallen sind, insbesondere Menschen oder 
Tiere gebissen oder sonst wie über das natürliche Maß hinausgehende Kampfbereitschaft, Angriffslust oder Schärfe 
gezeigt haben, soweit die zuständige Behörde die Gefährlichkeit nach § 7 Abs. 1 Niedersächsisches Hundegesetz 
(NHundG) festgestellt hat. 

 
(3) Hunde, die steuerfrei gehalten werden dürfen (§§ 4, 5), werden bei der Berechnung der Anzahl der gehaltenen Hunde 

nicht berücksichtigt. Hunde, für die eine Steuerermäßigung (§ 5) gewährt wird, werden bei der Berechnung der 
Anzahl der Hunde nach Abs. 1 den in voller Höhe steuerpflichtigen Hunden als erster und gegebenenfalls weiteren 
Hunden vorangestellt. 

 
 

§ 4 
Steuerfreiheit 

 
(1) Das Halten von Hunden ist steuerfrei, wenn sich die Hundehalterin/der Hundehalter nicht länger als zwei Monate im 

Gemeindegebiet aufhalten und die Hunde bereits nachweislich in der Bundesrepublik Deutschland versteuert werden 
oder die Hunde dort steuerfrei gehalten werden. 

 
(2) Dies gilt nicht für gefährliche Hunde nach § 3 Abs. 2. 
 
 

§ 5 
Steuerbefreiung, Steuerermäßigung 

 
(1) Die Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von 

 a) Diensthunden staatlicher und kommunaler Dienststellen und Einrichtungen, deren Unterhaltungskosten überwie-
gend aus öffentlichen Mitteln bestritten werden, sowie von Hunden, die sonst im öffentlichen Interesse gehalten 
werden; 

 b) Diensthunden nach ihrem Dienstende; 

 c) Hunden, die zum Schutze und zur Hilfe blinder, tauber oder hilfloser Personen unentbehrlich sind; 
  die Steuerbefreiung kann von der Vorlage eines amtsärztlichen Zeugnisses abhängig gemacht werden. 
 
(2) Die Steuer ist auf Antrag auf die Hälfte zu ermäßigen für das Halten von 

 a) einem Hund, der zur Bewachung eines oder mehrerer Gebäude benötigt wird, die von dem nächsten bewohnten 
Gebäude mehr als 500 m entfernt liegen; 
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 b) Hunden, die als Melde-, Sanitäts-, Schutz-, Fährten-, Rettungs- oder Jagdhunde verwendet werden und eine 
Prüfung vor anerkannten Leistungsrichtern abgelegt haben, wenn das Prüfungszeugnis bei Antragstellung nicht 
älter als zwei Jahre ist. 

 
(3) Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung wird vom ersten Tag des folgenden Kalendermonats an gewährt, in dem der 

Antrag der Gemeinde zugegangen ist. 
 
(4) Die Steuerbefreiung, Steuerermäßigung wird nicht für gefährliche Hunde nach § 3 Abs. 2 gewährt. 
 
 

§ 6 
Zwingersteuer 

 
(1) Von Personen, die mindestens zwei rassereine Hunde derselben Rasse, darunter eine Hündin im zuchtfähigen Alter, 

zu Zuchtzwecken halten, wird die Steuer auf Antrag in der Form einer Zwingersteuer erhoben, wenn der Zwinger und 
die Zuchttiere in ein von einer anerkannten Hundezuchtvereinigung geführtes Zucht- oder Stammbuch eingetragen 
sind. 

 
(2) Die Zwingersteuer beträgt für jeden Hund, der zu Zuchtzwecken gehalten wird, die Hälfte der Steuer nach § 3 Abs. 1, 

jedoch nicht mehr als die Steuer für zwei Hunde. Das Halten selbstgezogener Hunde ist steuerfrei, solange sie sich 
im Zwinger befinden und nicht älter als drei Monate sind. 

 
(3)  Voraussetzung für die Gewährung der Zwingersteuer ist, dass ordnungsgemäß Bücher üben den Bestand, den 

Erwerb und die Veräußerung der Hunde geführt und auf Verlangen vorgelegt werden. 
 
(4)  Die Zwingersteuer wird nicht für gefährliche Hunde nach § 3 Abs. 2 gewährt. 
 
 

§ 7 
Beginn, Ende der Steuerpflicht 

 
(1) Die Steuerpflicht beginnt mit dem ersten Tag des auf die Aufnahme nach § 2 Abs. 1 folgenden Kalendermonats, 

frühestens mit dem ersten Tag des folgenden Kalendermonats, in dem der Hund drei Monate alt wird. Bei Zuzug 
einer Hundehalterin/eines Hundehalters in die Gemeinde beginnt die Steuerpflicht mit dem ersten Tag es auf den 
Zuzug folgenden Kalendermonats. Beginnt das Halten eines Hundes oder mehrerer Hunde bereits am ersten Tag 
des Kalendermonats, so beginnt auch die Steuerpflicht mit diesem Tag. 

 
(2) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Hund abgeschafft wird, abhandenkommt oder 

stirbt oder die Hundehalterin/der Hundehalter wegzieht. 
 
 

§ 8 
Entstehung, Fälligkeit der Steuer 

 
(1) Die Steuer wird als Jahressteuer festgesetzt und erhoben. Erhebungszeitraum (Steuerjahr) ist das Kalenderjahr, an 

dessen Beginn die Steuerschuld entsteht. Beginnt die Steuerpflicht (§ 7 Abs. 1) im Laufe des Kalenderjahres, ist 
Erhebungszeitraum der jeweilige verbleibende Teil des Jahres, für den die Steuerschuld mit dem Beginn der 
Steuerpflicht entsteht. Endet die Steuerpflicht (§ 7 Abs. 2) im Laufe des Erhebungszeitraumes, wird die Jahressteuer 
anteilig erhoben. 

 
(2) Die Steuer wird in vierteljährlichen Teilbeträgen zum 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. jeden Jahres fällig. Bei erst-

maliger Heranziehung ist ein nach Abs. 1 Satz 2 festgesetzter Teilbetrag innerhalb eines Monats nach der Bekannt-
gabe des Heranziehungsbescheides fällig. 

 
(3) Auf Antrag kann die Zahlung der Jahressteuer zum 01.07. eines jeden Jahres erfolgen. 
 
(4) Der Steuerbescheid kann gem. § 13 Abs. 1 NKAG mit anderen Heranziehungsbescheiden zusammengefasst erteilt 

werden. 
 
 

§ 9 
Anzeige- und Auskunftspflichten 

 
(1) Wer einen Hund anschafft oder mit einem Hund zuzieht, hat ihn innerhalb von 14 Tagen bei der Gemeinde oder der 

Samtgemeinde Tarmstedt anzumelden. Neugeborene Hunde gelten mit Ablauf des dritten Monats nach der Geburt 
als angeschafft. Die Anmeldefrist beginnt im Falle des § 2 Abs. 1 Satz 3 nach Ablauf des dritten Monats. 
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(2) Wer einen Hund bisher gehalten hat, hat dies binnen zwei Wochen, nachdem der Hund veräußert, sonst wie abge-

schafft wurde, abhandengekommen oder gestorben ist, bei der Gemeinde oder Samtgemeinde Tarmstedt schriftlich 
anzuzeigen. Dies gilt auch, wenn die Hundehalterin/der Hundehalter aus der Samtgemeinde wegzieht. Im Falle der 
Abgabe des Hundes an eine andere Person sind bei der Abmeldung der Name und die Anschrift dieser Person 
anzugeben. 

 
(3) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung oder -ermäßigung weg, so ist dies binnen zwei Wochen schrift-

lich bei der Gemeinde oder Samtgemeinde Tarmstedt anzuzeigen. 
 
(4) Wer einen Hund oder mehrere Hunde nach § 2 Abs. 1 aufgenommen hat, ist verpflichtet der Gemeinde oder Samt-

gemeinde Tarmstedt die zur Feststellung eines für die Besteuerung der Hundehaltung erheblichen Sachverhaltes 
erforderlichen Auskünfte wahrheitsgemäß zu erteilen. Wenn die Sachverhaltsaufklärung durch die Beteiligten nicht 
zum Ziele führt oder keinen Erfolg verspricht, sind auch andere Personen, insbesondere Grundstückseigentümer, 
Mieter oder Pächter verpflichtet, der Gemeinde oder Samtgemeinde Tarmstedt auf Nachfrage über die auf dem 
Grundstück, im Haushalt, Betrieb, Institution oder Organisation gehaltenen Hunde und deren Halter Auskunft zu 
erteilen (§ 11 Abs. 1 Nr. 3 a NKAG i. V. m. § 93 AO). 

 
 

§ 10 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 18 Abs. 2 NKAG handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig 

 - entgegen § 9 Abs. 1 den Beginn der Hundehaltung nicht binnen zwei Wochen schriftlich bei der Samtgemeinde 
anzeigt, 

 - entgegen § 9 Abs. 2 das Ende der Hundehaltung nicht binnen zwei Wochen schriftlich bei der Samtgemeinde 
anzeigt, 

 - entgegen § 9 Abs. 3 den Wegfall der Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung nicht bin-
nen zwei Wochen schriftlich bei der Samtgemeinde anzeigt, 

 - entgegen § 9 Abs. 4 Auskünfte über gehaltene Hunde nicht wahrheitsgemäß erteilt. 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000,-- Euro geahndet werden. 
 
 

§ 11 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt zum 01.07.2016 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hundesteuersatzung vom 12.12.2006 außer Kraft. 
 
 
Kirchtimke, den 31. Mai 2016 
 
Springwald 
Bürgermeister 
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Haushaltssatzung 

der Gemeinde Klein Meckelsen für das Haushaltsjahr 2016 
 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der Gemeinde Klein Meckelsen 
in der Sitzung am 13.04.2016 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 
1.1 der ordentlichen Erträge auf 924.800 Euro 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 1.038.000 Euro 
 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 66.800 Euro 
1.4 der außerordentlichen Aufwendung auf 66.800 Euro 
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2. im Finanzhaushalt 
 mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 

2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 860.200 Euro 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 885.600 Euro 

2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit auf 306.100 Euro 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit auf 625.000 Euro 

2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit auf 380.000 Euro 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit auf 22.500 Euro 

festgesetzt. 
 
Nachrichtlich: Gesamtbetrag 
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 1.546.300 Euro 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 1.533.100 Euro 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Kre-
ditermächtigung) wird auf 380.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2016 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 143.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern werden für das Haushaltsjahr 2016 wie folgt festgesetzt: 

1. Grundsteuer 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 400 v. H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) 400 v. H. 

2. Gewerbesteuer 380 v. H. 
 

Klein Meckelsen, 13. April 2016 
 
Schmeichel (L. S.) 
Bürgermeister 
 

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2016 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die nach § 120 Abs. 2 NKomVG erforderliche Genehmigung ist durch den Landkreis Rotenburg (Wümme) am 
30. Mai 2016 unter dem Aktenzeichen 20/3: 2-1/104 erteilt worden. 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 NKomVG im Anschluss an die öffentliche Bekanntmachung an sieben 
Werktagen (nur montags bis freitags) während der Dienststunden im Gemeindebüro in Klein Meckelsen öffentlich aus. 
 

Klein Meckelsen, den 15. Juni 2016 
 
Gemeinde Klein Meckelsen 
Der Bürgermeister 
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